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IM NAMEN DER REPUBLIK! 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 
Präsidenten  
Dr. Gerhart HOLZINGER, 
 
in Anwesenheit der Vizepräsidentin 
Dr. Brigitte BIERLEIN 
 
und der Mitglieder 
Dr. Markus ACHATZ, 
Mag. Dr. Eleonore BERCHTOLD-OSTERMANN, 
Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 
DDr. Christoph GRABENWARTER, 
Dr. Christoph HERBST, 
Dr. Michael HOLOUBEK, 
Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 
Dr. Claudia KAHR, 
Dr. Georg LIENBACHER, 
Dr. Rudolf MÜLLER, 
Dr. Johannes SCHNIZER und 
Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 
 
 
als Stimmführer, im Beisein des Schriftführers 
Mag. Johannes SCHÖN, 
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in dem von Amts wegen eingeleiteten Verfahren zur Prüfung der Verfassungs-
mäßigkeit der Wortfolge "in den letzten fünf Jahren" in § 18 Abs. 1 und des § 18 
Abs. 3 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. 609 idF 
BGBl. I 111/2010, in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung gemäß Art. 140 
B-VG zu Recht erkannt: 
 
 
I. Die Wortfolge "in den letzten fünf Jahren" in § 18 Abs. 1 und der § 18 Abs. 3 

Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. Nr. 609 idF BGBl. I 
Nr. 111/2010, werden als verfassungswidrig aufgehoben. 

II. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2014 in Kraft. 

III. Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. 

IV. Der Bundeskanzler ist zur unverzüglichen Kundmachung dieser Aussprüche 
im Bundesgesetzblatt I verpflichtet. 

Entscheidungsgründe 

I. Anlassverfahren, Prüfungsbeschluss und Vorverfahren 

1. Beim Verfassungsgerichtshof sind zu den Geschäftszahlen B 1521/2012 und 
B 343/2013 auf Art. 144 B-VG gestützte Beschwerden anhängig, welchen folgen-
de Sachverhalte zugrunde liegen: 

1.1. Die Beschwerdeführerin zu B 1521/2012 war seit dem Jahr 2002 im Rahmen 
mehrerer befristeter Beschäftigungsverhältnisse arbeitslosenversicherungs-
pflichtig beschäftigt. Ihr erstes Kind wurde am 21. Jänner 2009, das zweite Kind 
am 10. Dezember 2010 geboren. Die Beschwerdeführerin trat zunächst am 
15. November 2008 direkt aus dem Beschäftigungsverhältnis den Wochengeld-
bezug und den daran anknüpfenden Kinderbetreuungsgeldbezug für das erste 
Kind (vom 19. März 2009 bis 20. September 2010) an und bezog dann vom 
18. August 2010 bis 4. Februar 2011 wiederum Wochengeld und vom 5. Februar 
2011 bis 9. August 2012 Kinderbetreuungsgeld für das zweite Kind. Die Be-
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schwerdeführerin war in den fünf Jahren unmittelbar vor der Geburt ihres ersten 
Kindes mehr als 156 Wochen arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt. 

Die Beschwerdeführerin stellte am 13. Juli 2012 einen Antrag auf Arbeitslosen-
geld. Mit im Instanzenzug ergangenem Bescheid der Landesgeschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice (in der Folge: AMS) Niederösterreich vom 6. November 2012 
wurde festgestellt, dass der Beschwerdeführerin gemäß § 20 Abs. 1 und 2 Z 1, 
§ 21 Abs. 1 und 3 sowie § 18 Abs. 1, 2 und 3 Arbeitslosenversicherungsge-
setz 1977 (in der Folge: AlVG) ab 13. Juli 2012 Arbeitslosengeld in Höhe von 
€ 43,54 täglich für die Dauer von 140 Tagen gebühre. Im Hinblick auf die Bezugs-
dauer wird im Wesentlichen Folgendes ausgeführt: Der Beschwerdeführerin sei 
gemäß § 18 Abs. 1 AlVG eine Bezugsdauer von (bloß) 20 Wochen zuzuerkennen, 
weil sie im maßgeblichen Zeitraum vom 13. Juli 2007 bis 12. Juli 2012 nicht 156 
Wochen an arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigungszeiten bzw. 
Zeiten gemäß § 14 Abs. 4 AlVG nachweisen könne. 

1.2. Die Beschwerdeführerin zu B 343/2013 war – unterbrochen durch den 
zweimaligen Bezug von Kinderbetreuungsgeld (in den Zeiträumen vom 16. Mai 
2005 bis 9. Mai 2007 und vom 31. August 2007 bis 15. November 2009) – seit 
dem Jahr 1992 mehr als neun Jahre arbeitslosenversicherungspflichtig beschäf-
tigt. Am 20. Februar 2005 kam das erste Kind der Beschwerdeführerin, am 
30. Juni 2007 ihr zweites Kind zur Welt. Nach dem Bezug des Kinderbetreuungs-
geldes für das zweite Kind war die Beschwerdeführerin für weitere zweieinhalb 
Jahre arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt. Die Beschwerdeführerin 
war in den fünf Jahren unmittelbar vor der Geburt ihres ersten Kindes mehr als 
156 Wochen arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt. 

Die Beschwerdeführerin stellte am 6. Februar 2012 einen Antrag auf Arbeitslo-
sengeld. Mit im Instanzenzug ergangenem Bescheid der Landesgeschäftsstelle 
des AMS Wien vom 15. Februar 2013 wurde festgestellt, dass der Beschwerde-
führerin gemäß § 18 Abs. 1, 2, 3 und 4 iVm § 14 Abs. 4 und § 12 Abs. 1 und 5 
AlVG ab 5. Februar 2012 Arbeitslosengeld für die Dauer von 20 Wochen gebühre. 
Zur Bezugsdauer wird im Wesentlichen Folgendes ausgeführt: Die Beschwerde-
führerin weise laut Abfrage des Hauptverbandes der Österreichischen 
Sozialversicherungsträger in den 5 Jahren vor der Antragstellung (6. Februar 
2007 bis 6. Februar 2012) insgesamt 811 Tage (115 Wochen) an arbeitslosenver-
sicherungspflichtigen Beschäftigungszeiten auf. Da die Beschwerdeführerin im 
Zeitpunkt der Antragstellung im 35. Lebensjahr gestanden sei, sei (bloß) eine 
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Anspruchsdauer von 20 bzw. 30 Wochen zu prüfen gewesen. Der zweite Wo-
chengeldbezug der Beschwerdeführerin sei angesichts dessen, dass dieser nicht 
auf Grund eines arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis-
ses gewährt worden sei, nicht gemäß § 14 Abs. 4 AlVG zu berücksichtigen 
gewesen. Bei der Berechnung der Dauer sei jedoch gemäß § 12 Abs. 5 AlVG die 
Teilnahme der Beschwerdeführerin an den Maßnahmen "BPA/Rehaplanung 
(Berufspotentialanalyse und Rehaplanung)" im Zeitraum vom 16. April bis 1. Juni 
2006 und an der Maßnahme "ARV Arbeitsmarktbezogene Rehavorbereitung" in 
der Zeit vom 17. September bis 7. Dezember 2012 zu berücksichtigen gewesen, 
weshalb ihr zunächst Arbeitslosengeld für die Restdauer von 69 Tagen und in der 
Folge für weitere 20 Tage überwiesen worden sei. 

2. Bei der Behandlung der gegen diese Bescheide erhobenen, zu B 1521/2012 
und B 343/2013 protokollierten Beschwerden sind beim Verfassungsgerichtshof 
Bedenken ob der Verfassungsmäßigkeit der Wortfolge "in den letzten fünf Jah-
ren" in § 18 Abs. 1 und des § 18 Abs. 3 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 
(AlVG), BGBl. 609 idF BGBl. I 111/2010, entstanden. Der Verfassungsgerichtshof 
hat daher am 26. Juni 2013 beschlossen, diese Gesetzesbestimmungen von Amts 
wegen auf ihre Verfassungsmäßigkeit zu prüfen. 

3. Der Verfassungsgerichtshof legte seine Bedenken, die ihn zur Einleitung des 
Gesetzesprüfungsverfahrens bestimmt haben, in seinem Prüfungsbeschluss wie 
folgt dar: 

"3. Der Verfassungsgerichtshof hat das Bedenken, dass die in Prüfung gezogenen 
Regelungen des § 18 Abs. 1 und Abs. 3 AlVG zu einer Ungleichbehandlung von 
Personen, die zwar über die erforderlichen Beschäftigungszeiten verfügen, aber 
innerhalb der Rahmenfrist von fünf Jahren (auch) Kinderbetreuungsgeld bezogen 
haben, und solchen Personen führt, die in dieser Zeit – ohne Unterbrechung 
durch den Bezug von Kinderbetreuungsgeld – arbeitslosenversicherungspflich-
tigen Beschäftigungen im Ausmaß von (zumindest) 156 Wochen nachgegangen 
sind. Für diese Ungleichbehandlung vermag der Verfassungsgerichtshof vorder-
hand keinen sachlichen Grund zu erkennen. 

3.1. Zwar dürfte der Gesetzgeber im Rahmen seines weiten rechtspolitischen 
Gestaltungsspielraumes bei der Ausgestaltung eines Versicherungssystems wie 
jenem der Arbeitslosenversicherung von Verfassungs wegen nicht schlechthin 
gehalten sein, Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges jedenfalls bei der Be-
rechnung von Leistungen der Arbeitslosenversicherung zu berücksichtigen, zumal 
in diesen Zeiten auch keine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung geleistet wer-
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den. Sofern er jedoch beitragsfreie Zeiten für die Dauer des Bezuges von Leistun-
gen der Arbeitslosenversicherung berücksichtigt, hat er dabei nach sachlichen 
Gesichtspunkten vorzugehen. 

3.2. § 18 AlVG sieht – ausgehend vom Grundsatz eines 20 wöchigen Bezuges – 
ein System gestufter Dauer des Bezuges von Arbeitslosengeld in Abhängigkeit 
von Alter und Beschäftigungsdauer in bestimmten Rahmenfristen oder der Teil-
nahme an Wiedereingliederungs- und Qualifizierungsmaßnahmen vor. Der 30-
wöchige Bezug nach § 18 Abs. 1 Satz 2 AlVG gebührt unabhängig vom Alter, 
wenn in den letzten fünf Jahren eine der Arbeitslosenversicherungspflicht unter-
liegende Beschäftigung von wenigstens 156 Wochen vorliegt. [Das] führt dazu, 
dass Personen, die in den letzten fünf Jahren vor Geltendmachung des Anspruchs 
in größerem Umfang Kinderbetreuungsgeld für mehr als ein Kind bezogen haben, 
regelmäßig die Beschäftigungsdauer von 156 Wochen für den längeren Arbeits-
losengeldbezug nicht erreichen. 

3.3. Bei diesen Fällen dürfte es sich auch nicht um bloße Härtefälle handeln. […] 
Geht man davon aus, dass das Kinderbetreuungsgeld regelmäßig bis zum zulässi-
gen Höchstmaß von einem Elternteil (und hier wieder in der ganz überwiegenden 
Zahl der Fälle von den Müttern) bezogen wird, so kann bei Bezug von Kinderbe-
treuungsgeld für zwei Kinder innerhalb von fünf Jahren die erforderliche 
Beschäftigungsdauer […] nur dann – und im Übrigen nur bei durchgehender 
Beschäftigung – gerade noch erreicht werden, wenn sich der betroffene Eltern-
teil für die kürzestmögliche Bezugsdauer von 12 Monaten Kinderbetreuungsgeld 
pro Kind entscheidet. Da die Entscheidung für eine Kinderbetreuungsgeldvarian-
te von 12, 15, 20 oder 30 Monaten aber von zahlreichen anderen Faktoren als 
jenen der Bezugsdauer für Arbeitslosengeld bestimmt ist, kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass die später von Arbeitslosigkeit betroffenen Personen 
eine Dispositionsmöglichkeit gehabt hätten. 

3.4. Wie die Anlassfälle zweier Arbeitsloser zeigen, die im Übrigen vor der Geburt 
ihres ersten Kindes einen durchgängigen Beschäftigungsverlauf von mehr als fünf 
Jahren aufwiesen, bringen Frauen mit mehr als einem Kind die Kinder häufig in 
Abständen von weniger als fünf Jahren zur Welt, sodass die Aneinanderreihung 
von Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld regelmäßig und typischer-
weise dazu führt, dass diese Frauen (oder alternativ die Väter ihrer Kinder) nur 
Anspruch auf die kürzere Bezugsdauer von 20 Wochen haben. Aber auch Frauen, 
die nur ein Kind zur Welt bringen und einen Kinderbetreuungsgeldbezug von 30 
Monaten in Anspruch nehmen, sind von den in Prüfung gezogenen Bestimmun-
gen nachteilig betroffen. Dies dürfte in zweifacher Hinsicht zur Ungleichbe-
handlung von verschiedenen Personen in der Arbeitslosenversicherung führen, 
für die der Verfassungsgerichtshof eine sachliche Rechtfertigung vorderhand 
nicht zu erkennen vermag: 

3.4.1. Zum einen dürften Personen (und in der Durchschnittsbetrachtung regel-
mäßig Frauen) mit Kindern gegenüber Personen benachteiligt sein, die in den 
letzten fünf Jahren vor Eintritt der Arbeitslosigkeit kein Kinderbetreuungsgeld 
bezogen haben. Diese Benachteiligung ergibt sich daraus, dass vor der Geburt 
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des Kindes oder der Kinder liegende Zeiten nur deshalb nicht in die fünfjährige 
Rahmenfrist des § 18 Abs. 1 AlVG fallen, weil sich der Zeitraum des Kinderbe-
treuungsgeldbezuges bei ihnen gleichsam zwischen Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit schiebt. Bedenkt man, dass Eltern und insbesondere Frauen rund 
um die Geburt eines Kindes häufig in unsicheren Beschäftigungsverhältnissen 
sind und die Geburt eines Kindes – allen arbeitsmarktpolitischen und arbeits-
rechtlichen Maßnahmen zum Trotz – nicht selten entweder den Verlust eines 
Arbeitsplatzes bedeutet, jedenfalls aber den Wiedereinstieg in das Berufsleben 
erschwert, so zeigt sich, dass gerade diese Personengruppen in einer nicht zu 
vernachlässigenden Zahl der Fälle auf Arbeitslosengeld angewiesen sein dürften. 

3.4.2. Zum anderen dürfte in der Regelung auch eine Ungleichbehandlung von 
Frauen (mit Kindern) im Verhältnis zu Männern (mit Kindern) liegen. Zwar trifft 
es zu, wie die Behörden in den angefochtenen Bescheiden der Anlassfälle mei-
nen, dass die Regelung über die Bezugsdauer unterschiedslos für Männer und 
Frauen gilt. Allerdings können auch dem Anschein nach geschlechtsneutrale 
Vorschriften zu einer Diskriminierung führen, wenn diese einen wesentlich höhe-
ren Anteil der Angehörigen eines Geschlechts benachteiligen (vgl. 
VfSlg. 13.558/1993). Da der ganz überwiegende Teil des Kinderbetreuungsgeldes 
von Frauen bezogen wird, geht der Verfassungsgerichtshof vorläufig davon aus, 
dass nachteilige arbeitslosenversicherungsrechtliche Folgen eines Kinderbetreu-
ungsgeldbezuges nach § 18 AlVG überwiegend bei Frauen eintreten dürften. Die 
Regelung dürfte daher auch eine mittelbare Diskriminierung von Frauen bewir-
ken, für die der Verfassungsgerichtshof vorderhand keine sachliche Rechtferti-
gung zu erkennen vermag. 

3.5. Die Nichtberücksichtigung von Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges 
dürfte aber auch im Hinblick auf die verschiedenen in § 14 Abs. 4 AlVG angeführ-
ten Zeiten, die gemäß § 18 Abs. 3 AlVG bei der Festsetzung der Bezugsdauer zu 
berücksichtigen sind, unsachlich sein. Wenn der Gesetzgeber in § 14 Abs. 4 AlVG 
neben arbeitslosenversicherungspflichtigen auch andere – nicht arbeitslosenver-
sicherungspflichtige – Zeiten berücksichtigt, so bringt er damit zum Ausdruck, 
dass diese Zeiten zumindest für die Zwecke der Arbeitslosenversicherung den 
Zeiten des Bestehens einer Versicherungspflicht gleichzuhalten sind. Aus der 
Tatsache, dass der Gesetzgeber für einen bestimmten Zeitraum nach der Geburt 
eines Kindes den Bezug von Kinderbetreuungsgeld (regelmäßig als Ersatz für ein 
Einkommen aus einer Berufstätigkeit) vorsieht, ist abzuleiten, dass ein öffentli-
ches Interesse an der Kindererziehung durch die Eltern besteht. Nach vorläufiger 
Ansicht des Verfassungsgerichtshofes dürfte es unter diesem Gesichtspunkt 
unsachlich sein, zwar Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes (§ 14 Abs. 4 lit. b 
AlVG) oder eines Wochengeldbezuges (§ 14 Abs. 4 lit. c AlVG), nicht aber Zeiten 
eines Kinderbetreuungsgeldbezuges für die Festsetzung der Dauer des Bezuges 
von Arbeitslosengeld zu berücksichtigen." 

4. Die Bundesregierung erstattete eine Äußerung. 8 
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4.1. Nach Darstellung der Rechtslage führt die Bundesregierung zunächst allge-
mein aus, dass für das System der Arbeitslosenversicherung der Grundsatz gelte, 
dass das Ausmaß der Leistungen einerseits von der Dauer einer arbeitslosenver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung und andererseits von einer zeitlichen Nähe 
dieser Beschäftigung zum Versicherungsfall der Arbeitslosigkeit abhänge. Es liege 
im rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers festzulegen, ob und 
in welcher Form Zeiten, in denen keiner versicherungspflichtigen Beschäftigung 
nachgegangen wurde, für die Arbeitslosenversicherung berücksichtigt werden. 
Solche Zeiten könnten in verschiedenem Zusammenhang Berücksichtigung fin-
den, denkbar wäre dabei auch eine Verlängerung der Rahmenfrist für die 
Bezugsdauer; eine solche sei aber de lege lata nicht vorgesehen und es bestehe 
auch keine verfassungsrechtliche Verpflichtung für den Gesetzgeber, Zeiten, in 
denen eine arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigung nicht vorliegt, 
überhaupt oder in einer bestimmten Form für die Arbeitslosenversicherung zu 
berücksichtigen. 

Mit der Einführung des Kinderbetreuungsgeldes durch das Bundesgesetz BGBl. I 
103/2001 habe der Gesetzgeber eine Maßnahme zur sozialen Absicherung von 
Personen, bei welchen nach Bezug von Kinderbetreuungsgeld der Versicherungs-
fall der Arbeitslosigkeit eintrete, getroffen, indem für den Fall, dass für mehrere 
Kinder hintereinander Kinderbetreuungsgeld bezogen wurde, der Zeitraum, 
innerhalb dessen anwartschaftsbegründende Tätigkeiten ausgeübt wurden, um 
Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld erweitert wurde. Ferner seien die 
Regelungen für die Bemessung des Arbeitslosengeldes an die Einführung des 
Kinderbetreuungsgeldes angepasst worden, indem nunmehr Jahresbeitrags-
grundlagen, die Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld enthalten, für die 
Bemessung des Arbeitslosengeldes außer Betracht bleiben, wenn sie niedriger 
als die sonst heranzuziehenden Jahresbeitragsgrundlagen sind. 

4.2. Den Bedenken des Verfassungsgerichtshofes hinsichtlich des bezugsdauer-
relevanten Zeitraums arbeitslosenversicherungspflichtiger Beschäftigung hält die 
Bundesregierung Folgendes entgegen: 

4.2.1. Der Ansicht des Verfassungsgerichtshofes, dass in den in Prüfung gezoge-
nen Regelungen eine Ungleichbehandlung von Personen, die Kinderbetreu-
ungsgeld bezogen haben, und solchen Personen, die in dieser Zeit arbeits-
losenversicherungspflichtigen Beschäftigungen nachgegangen sind, zu erblicken 
sei, könne im Hinblick darauf, dass der Bezug von Kinderbetreuungsgeld den 
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Bezug von Arbeitslosengeld nicht ausschließe und es während des Bezuges von 
Kinderbetreuungsgeld auch nicht ausgeschlossen sei, einer arbeitslosenversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung nachzugehen, nicht gefolgt werden. Eine allen-
falls bestehende Ungleichbehandlung von Personen, die einer arbeitslosen-
versicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen, und Personen, die keiner 
arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen, sei angesichts 
der bestehenden Unterschiede im Tatsächlichen nicht zu beanstanden. 

4.2.2. Nach Ansicht der Bundesregierung liege es im rechtspolitischen Gestal-
tungsspielraum des Gesetzgebers, dass die Dauer des Bezuges von Arbeits-
losengeld davon abhängig ist, dass die Versicherungspflichtigen innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes einer Beschäftigung nachgehen, und es handle sich 
dabei um eine zulässige arbeitsmarktpolitische Zielsetzung, nämlich dass Leis-
tungen der Arbeitslosenversicherung in einem zeitlichen Zusammenhang mit 
dem Verlust der Beschäftigung stehen. Dies zeige sich in den Regelungen des 
§ 18 Abs. 1 und 2 AlVG. Für den Fall, dass während eines Erwerbslebens mehrere 
Versicherungsfälle der Arbeitslosigkeit eintreten, würde eine unbeschränkte 
Zusammenzählung sämtlicher arbeitslosenversicherungspflichtiger Zeiten und 
eine damit einhergehende Verlängerung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld 
zu einem arbeitsmarktpolitisch unerwünschten Zustand führen, der gegenüber 
der Risikogemeinschaft kaum zu rechtfertigen wäre. 

4.3. Den Bedenken des Verfassungsgerichtshofes im Hinblick auf der arbeitslo-
senversicherungspflichtigen Beschäftigung gleichgestellte Zeiten hält die Bundes-
regierung Folgendes entgegen: 

4.3.1. Soweit der Verfassungsgerichtshof Bedenken dagegen habe, dass es un-
sachlich sei, wenn Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld im Unterschied 
zu den in § 14 Abs. 4 AlVG angeführten Zeiten bei der Festsetzung der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes keine Berücksichtigung finden, sei ihm zu entgeg-
nen, dass Zeiten des Präsenz- oder Zivildienstes für die Dauer des Bezuges von 
Arbeitslosengeld deshalb berücksichtigt würden, weil es sich bei der Ableistung 
des Präsenz- oder Zivildienstes um eine bundesverfassungsgesetzlich festgelegte 
Verpflichtung handle. 
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4.3.2. Auch die vom Verfassungsgerichtshof in seinem Prüfungsbeschluss allge-
mein angenommene unterschiedliche Regelung von Wochengeld und Kinderbe-
treuungsgeld bestehe nicht: Für die Anwartschaft und für die Bezugsdauer des 
Arbeitslosengeldes würden nur jene Zeiten eines Bezuges von Wochengeld be-
rücksichtigt werden, auf die ein Anspruch aus einer Krankenversicherung auf 
Grund einer arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigung bestehe; andere 
Zeiten des Bezuges würden dagegen nicht berücksichtigt und insoweit gleichbe-
handelt werden wie Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld. 

4.3.3. Dem vom Verfassungsgerichtshof in seinem Prüfungsbeschluss vorge-
nommenen Vergleich der Regelungen des AlVG über die für die Bezugsdauer zu 
berücksichtigenden Zeiten mit jenen über die (Verlängerung der) Rahmenfrist für 
die Anwartschaft sei zu entgegnen, dass es sich dabei um unterschiedliche As-
pekte der Leistungsvoraussetzungen nach dem AlVG und daher um "Ungleiches" 
handle, weshalb dieser Vergleich schon aus diesem Grund zweifelhalft erscheine: 

Durch die Regelungen über die Verlängerung der Rahmenfrist für die Anwart-
schaft würden primär solche Zeiten berücksichtigt, in denen der Arbeitslose aus 
berücksichtigungswürdigen Gründen daran gehindert war, einer arbeitslosenver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung nachzugehen und dadurch anwartschafts-
begründende Zeiten zu erwerben. Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld 
würden deswegen als rahmenfristverlängernd berücksichtigt, weil die Kinderbe-
treuung die gleichzeitige Ausübung einer arbeitslosenversicherungspflichtigen 
Beschäftigung erschwere. Durch die Verlängerung der Rahmenfrist für die Dauer 
der Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges solle verhindert werden, dass zu 
einem früheren Zeitpunkt erworbene anwartschaftsbegründende Zeiten deswe-
gen verloren gehen, weil während der Zeiten der Kinderbetreuung keine arbeits-
losenversicherungspflichtige Beschäftigung ausgeübt wurde. Insofern würden 
daher die mit der Übernahme der Aufgaben der Kinderbetreuung und der gleich-
zeitigen Ausübung eines Berufes verbundenen Schwierigkeiten im Regelungs-
system des AlVG Berücksichtigung finden. 

Es sei verfassungsrechtlich jedoch nicht geboten, Zeiten des Kinderbetreuungs-
geldbezuges – überhaupt oder in einer bestimmten Form – einer arbeitslosen-
versicherungspflichtigen Beschäftigung gleichzustellen. Im Gegensatz zur 
gesetzlichen Behandlung solcher Zeiten als "neutrale Zeiten" würde dies im 
Ergebnis zu einer Gleichbehandlung von Personen, die während des Bezuges von 
Kinderbetreuungsgeld einer arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigung 

16 

17 

18 

19 



 

 

 
 

G 74-75/2013-13 
10.12.2013 

 
 

10 von 17 
 
 

 

 

nachgehen und Personen, die keiner solchen Beschäftigung nachgehen, führen, 
was wiederum gleichheitsrechtlich bedenklich erschiene. Im Übrigen bliebe 
dadurch der Zusammenhang zwischen Beitragsleistung und Versiche-
rungsleistung gänzlich außer Betracht, weil nur für Personen, die arbeitslosen-
versicherungspflichtig beschäftigt seien, ein Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
eingehoben werde. 

4.4. Die Bundesregierung stellt daher den Antrag, der Verfassungsgerichtshof 
möge aussprechen, dass die angefochtenen Bestimmungen nicht aufgehoben 
werden. Für den Fall der Aufhebung beantragt die Bundesregierung die Bestim-
mung einer Frist von einem Jahr für das Außerkrafttreten der Regelung. 

II. Rechtslage 

1. Die maßgeblichen Bestimmungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 
(AlVG), BGBl. 609 idF BGBl. I 67/2013, lauten (die in Prüfung gezogenen Bestim-
mungen des § 18 AlVG idF BGBl. I 111/2010 sind hervorgehoben): 

"Anwartschaft 
§ 14. (1) Bei der erstmaligen Inanspruchnahme von Arbeitslosengeld ist die An-
wartschaft erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten 24 Monaten vor 
Geltendmachung des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 52 Wochen im Inland 
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Handelt es sich jedoch um 
einen Arbeitslosen, der das Arbeitslosengeld vor Vollendung des 25. Lebensjah-
res beantragt, ist die Anwartschaft auf Arbeitslosengeld auch dann erfüllt, wenn 
der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten vor Geltendmachung des Anspru-
ches (Rahmenfrist) insgesamt 26 Wochen im Inland arbeitslosenversicherungs-
pflichtig beschäftigt war. 
(2) Bei jeder weiteren Inanspruchnahme des Arbeitslosengeldes ist die Anwart-
schaft erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten 12 Monaten vor 
Geltendmachung des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 28 Wochen im Inland 
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Die Anwartschaft ist im Falle 
einer weiteren Inanspruchnahme auch dann erfüllt, wenn der Arbeitslose die 
Anwartschaft gemäß § 14 Abs. 1 erster Satz erfüllt. 
(3) In Zeiten empfindlicher Arbeitslosigkeit kann durch Verordnung des Bundes-
ministers für soziale Verwaltung für einzelne Berufsgruppen, in denen die 
Beschäftigungslage besonders ungünstig ist, bestimmt werden, daß die Anwart-
schaft auch dann erfüllt ist, wenn der Arbeitslose in den letzten 24 Monaten vor 
Geltendmachung des Anspruches auf Arbeitslosengeld im Inland insgesamt 26 
Wochen arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. 
(4) Auf die Anwartschaft sind folgende im Inland zurückgelegte oder auf Grund 
inländischer Rechtsvorschriften erworbene Zeiten anzurechnen: 

20 

21 



 

 

 
G 74-75/2013-13 
10.12.2013 

 

11 von 17 
 
 
 

 

a) Zeiten, die der Arbeitslosenversicherungspflicht unterlagen, sowie sonstige 
Zeiten der Versicherung in der Arbeitslosenversicherung; 
b) die Zeit des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes, wenn innerhalb der 
Rahmenfrist mindestens 13 Wochen sonstige Anwartschaftszeiten liegen; 
c) Zeiten des Bezuges von Wochengeld oder Krankengeld aus einer Krankenversi-
cherung auf Grund eines arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisses; 
d) Zeiten einer krankenversicherungspflichtigen Beschäftigung als Lehrling; 
e) Zeiten, für die ein Sicherungsbeitrag gemäß § 5d AMPFG in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 148/1998 entrichtet wurde; 
f) Zeiten einer gemäß § 1 Abs. 2 lit. e von der Arbeitslosenversicherungspflicht 
ausgenommenen krankenversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit. 
(5) Ausländische Beschäftigungs- oder Versicherungszeiten sind auf die Anwart-
schaft anzurechnen, soweit dies durch zwischenstaatliche Abkommen oder 
internationale Verträge geregelt ist. 
(6) Die in den Abs. 4 und 5 angeführten Zeiten dürfen bei der Ermittlung der 
Anwartschaft nur einmal berücksichtigt werden. 
(7) Wird nach einem Bezug von Weiterbildungsgeld oder Bildungsteilzeitgeld 
Arbeitslosengeld in Anspruch genommen, so gilt dies als weitere Inanspruch-
nahme im Sinne des Abs. 2. 
(8) Sonstige Zeiten der Versicherung in der Arbeitslosenversicherung gemäß 
Abs. 4 lit. a sind auf die Anwartschaft nur anzurechnen, soweit für diese Beiträge 
entrichtet wurden. 
§ 15. (1) Die Rahmenfrist (§ 14 Abs. 1 bis 3) verlängert sich um höchstens fünf 
Jahre um Zeiträume, in denen der Arbeitslose im Inland 
1. in einem arbeitslosenversicherungsfreien Dienstverhältnis gestanden ist; 
2. arbeitsuchend bei der regionalen Geschäftsstelle gemeldet gewesen ist, Son-
dernotstandshilfe bezogen hat oder als Vorschuss auf eine nicht zuerkannte 
Pension Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe bezogen hat; 
3. eine Abfertigung aus einem Dienstverhältnis bezogen hat; 
4. sich einer Ausbildung oder beruflichen Maßnahme der Rehabilitation unterzo-
gen hat, durch die er überwiegend in Anspruch genommen wurde; 
5. Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienst geleistet hat; 
6. einen Karenzurlaub im Sinne der gesetzlichen Vorschriften zurückgelegt oder 
Karenzgeld oder Weiterbildungsgeld oder Bildungsteilzeitgeld bezogen hat; 
7. ein außerordentliches Entgelt im Sinne des § 17 des Hausgehilfen- und Haus-
angestelltengesetzes, BGBl. Nr. 235/1962, bezogen hat; 
8. eine Sonderunterstützung nach den Bestimmungen des Sonderunterstüt-
zungsgesetzes, BGBl. Nr. 642/1973, bezogen hat; 
9. auf behördliche Anordnung angehalten worden ist; 
10. bei Sterbebegleitung eines nahen Verwandten oder bei Begleitung eines 
schwersterkrankten Kindes gemäß § 29 oder § 32 krankenversichert war oder im 
Sinne des § 31 Anspruch auf Leistungen der Krankenfürsorge hatte; 
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11. am Freiwilligen Sozialjahr, am Freiwilligen Umweltschutzjahr, am Gedenk-
dienst oder am Friedens- und Sozialdienst im Ausland nach dem Freiwilligen-
gesetz teilnimmt und gemäß § 4 Abs. 1 Z 11 ASVG versichert ist. 
(2) […] 
(3) Die Rahmenfrist verlängert sich weiters um Zeiträume, in denen der Arbeits-
lose im Inland 
1. Krankengeld bzw. Wochengeld bezogen hat oder in einer Heil- oder Pflege-
anstalt untergebracht gewesen ist; 
2. nach Erschöpfung des Anspruches auf Krankengeld aus der gesetzlichen Kran-
kenversicherung nachweislich arbeitsunfähig gewesen ist; 
3. wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, die 
nach ihrem Ausmaß der Arbeitsunfähigkeit gemäß § 8 gleichkommt, eine Pension 
aus der gesetzlichen Pensionsversicherung bezogen hat; 
4. einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf Pflegegeld 
mindestens in Höhe der Stufe 3 gemäß § 5 des Bundespflegegeldgesetzes 
(BPGG), BGBl. Nr. 110/1993, oder nach den Bestimmungen der Landespflege-
geldgesetze in häuslicher Umgebung gepflegt hat und gemäß § 18b ASVG oder 
§ 77 Abs. 6 ASVG oder § 28 Abs. 6 BSVG oder § 33 Abs. 9 GSVG in der Pensions-
versicherung versichert war; 
5. ein behindertes Kind gepflegt hat und entweder gemäß § 18a ASVG oder 
gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 lit. g ASVG, § 3 Abs. 3 Z 4 GSVG oder § 4a Z 4 BSVG in der 
Pensionsversicherung versichert war oder Ersatzzeiten für Kindererziehung ge-
mäß § 227a ASVG erworben hat; 
6. Kinderbetreuungsgeld bezogen hat. 
(4) Die Rahmenfrist verlängert sich weiters um Zeiträume, in denen der Arbeits-
lose im Ausland eine der in Abs. 3 angeführten vergleichbaren Leistungen wegen 
Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder Krank-
heit bezogen hat, soweit mit dem betreffenden Staat zwischenstaatliche 
Regelungen über Arbeitslosenversicherung getroffen wurden oder dies in inter-
nationalen Verträgen festgelegt ist. 
(5) Die Rahmenfrist verlängert sich um Zeiträume einer der Pflichtversicherung in 
der Pensionsversicherung unterliegenden oder gemäß § 5 GSVG von der Pflicht-
versicherung in der Pensionsversicherung ausgenommenen Erwerbstätigkeit, 
wenn davor mindestens fünf Jahre arbeitslosenversicherungspflichtiger Beschäf-
tigung liegen. In den übrigen Fällen verlängert sich die Rahmenfrist um höchstens 
fünf Jahre um Zeiträume einer der Pflichtversicherung in der Pensionsversiche-
rung unterliegenden oder gemäß § 5 GSVG von der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung ausgenommenen Erwerbstätigkeit. 
(6) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales kann, wenn sich die 
Notwendigkeit hiezu herausstellt, durch Verordnung bestimmen, daß auch ande-
re Tatbestände eine Verlängerung der Rahmenfrist bewirken. 
(7) Zeiten, die gemäß § 14 anwartschaftsbegründend sind, können zur Rahmen-
fristerstreckung nicht mehr herangezogen werden. 
(8) Die Rahmenfrist verlängert sich um Zeiträume einer Erwerbstätigkeit im 
Ausland, die auf Grund eines zwischenstaatlichen Abkommens in der Pensions-
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versicherung zu berücksichtigen sind, wenn davor mindestens fünf Jahre arbeits-
losenversicherungspflichtiger Beschäftigung liegen. In den übrigen Fällen 
verlängert sich die Rahmenfrist um höchstens fünf Jahre um Zeiträume einer 
Erwerbstätigkeit im Ausland, die auf Grund eines zwischenstaatlichen Abkom-
mens in der Pensionsversicherung zu berücksichtigen sind. 
(9) Die Rahmenfrist verlängert sich um Zeiträume der Ausübung einer öffentli-
chen Funktion und um Zeiträume einer Bezugsfortzahlung nach dem Ende einer 
öffentlichen Funktion. 
 
[…] 
 

Dauer des Bezuges 
§ 18. (1) Das Arbeitslosengeld wird für 20 Wochen gewährt. Es wird für 30 Wo-
chen gewährt, wenn in den letzten fünf Jahren vor Geltendmachung des An-
spruches arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigungen in der Dauer von 
156 Wochen nachgewiesen werden. 
(2) Die Bezugsdauer erhöht sich 
a) auf 39 Wochen, wenn in den letzten zehn Jahren vor Geltendmachung des 
Anspruches arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigungen von 312 Wo-
chen nachgewiesen werden und der Arbeitslose bei Geltendmachung des 
Anspruches das 40. Lebensjahr vollendet hat, 
b) auf 52 Wochen, wenn in den letzten 15 Jahren vor der Geltendmachung des 
Anspruches arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigungen von 468 Wo-
chen nachgewiesen werden und der Arbeitslose bei Geltendmachung des 
Anspruches das 50. Lebensjahr vollendet hat, 
c) auf 78 Wochen nach Absolvierung einer beruflichen Maßnahme der Rehabili-
tation aus der gesetzlichen Sozialversicherung, die nach dem 31. Dezember 2010 
begonnen hat. 
(3) Bei der Festsetzung der Bezugsdauer sind die im § 14 Abs. 4 angeführten 
Zeiten zu berücksichtigen. 
(4) Die Bezugsdauer verlängert sich um die Dauer der Teilnahme an Maßnahmen 
gemäß § 12 Abs. 5. 
(5) Die Bezugsdauer verlängert sich um höchstens 156 Wochen um Zeiten, in 
denen der Arbeitslose an einer Maßnahme im Sinne des Abs. 6 teilnimmt. Diese 
Verlängerung kann um höchstens insgesamt 209 Wochen erfolgen, 
1. wenn die Maßnahme in einer Ausbildung besteht, für die gesetzliche oder auf 
gesetzlicher Grundlage erlassene Vorschriften eine längere Dauer vorsehen, für 
die Zeit dieser Ausbildung; 
2. wenn der Arbeitslose das 50. Lebensjahr vollendet hat und trotz Teilnahme an 
Maßnahmen im Sinne des Abs. 6 die Arbeitslosigkeit noch immer fortdauert oder 
wieder eingetreten ist. 
Für Maßnahmen im Sinne des Abs. 6 kann das Ruhen des Arbeitslosengeldes 
wegen Ausbildung im Ausland (§ 16 Abs. 3) in besonders gelagerten Fällen über 
drei Monate hinaus nachgesehen werden. 
[(6) – (9) …] 
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(10) Arbeitslosengeld mit Verlängerung der Bezugsdauer gemäß Abs. 5 ist zu 
gewähren, wenn der Arbeitslose an einer von der Landesgeschäftsstelle aner-
kannten Maßnahme einer Einrichtung der beruflichen Rehabilitation teilnimmt. 
Die Maßnahme ist bei Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 6 lit. b und c mit 
Bescheid anzuerkennen, wobei nur die Einrichtung, die sie durchführt, Parteistel-
lung hat. 
[…]" 

Art. 4 der Richtlinie 79/7/EWG zur schrittweisen Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der sozialen Sicher-
heit lautet: 

"Artikel 4 
(1) Der Grundsatz der Gleichbehandlung beinhaltet den Fortfall jeglicher unmit-
telbaren oder mittelbaren Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, 
insbesondere unter Bezugnahme auf den Ehe- oder Familienstand, und zwar im 
besonderen betreffend: 
– den Anwendungsbereich der Systeme und die Bedingungen für den Zugang zu 
den Systemen,  
– die Beitragspflicht und die Berechnung der Beiträge, 
– die Berechnung der Leistungen, einschließlich der Zuschläge für den Ehegatten 
und für unterhaltsberechtigte Personen, sowie die Bedingungen betreffend die 
Geltungsdauer und die Aufrechterhaltung des Anspruchs auf die Leistungen. 
(2) Der Grundsatz der Gleichbehandlung steht den Bestimmungen zum Schutz 
der Frau wegen Mutterschaft nicht entgegen." 
 

III. Erwägungen 

1. Zur Zulässigkeit des Verfahrens 

Im Verfahren hat sich nichts ergeben, was an der Präjudizialität der in Prüfung 
gezogenen Bestimmungen zweifeln ließe. Da auch sonst keine Prozesshindernis-
se hervorgekommen sind, erweist sich das Gesetzesprüfungsverfahren insgesamt 
als zulässig. 

2. In der Sache 

Die Bundesregierung verweist in ihrer Äußerung zunächst mehrfach und zu Recht 
auf den im Einleitungsbeschluss erwähnten rechtspolitischen Gestaltungsspiel-
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raum des Gesetzgebers bei der Ausgestaltung eines Systems der sozialen Sicher-
heit wie der Arbeitslosenversicherung. Ungeachtet dessen konnten die Bedenken 
des Verfassungsgerichtshofes ob der Verfassungsmäßigkeit der in Prüfung gezo-
genen Gesetzesbestimmungen im Gesetzesprüfungsverfahren nicht zerstreut 
werden. 

2.1. Die Bundesregierung tritt dem Bedenken des Verfassungsgerichtshofes, dass 
eine Ungleichbehandlung zwischen Personen, die in der in § 18 Abs. 1 AlVG 
vorgesehenen Frist von fünf Jahren Kinderbetreuungsgeld bezogen haben, und 
solchen, die einer arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigung nachge-
gangen sind, mit dem Hinweis auf Unterschiede im Tatsächlichen und damit 
entgegen, dass mit der in Prüfung gezogenen Regelung eine arbeitsmarktpo-
litische Zielsetzung verfolgt werde, die darauf gerichtet sei, dass Leistungen im 
Zusammenhang mit dem Verlust der Beschäftigung stehen sollten, womit letzt-
lich eine arbeitsmarktpolitisch unerwünschte Verlängerung der Dauer des Bezu-
ges von Arbeitslosengeld ausgeschlossen werde. 

2.2. Im Hinblick auf die mit der Übernahme der Aufgaben der Kinderbetreuung 
und der gleichzeitigen Ausübung eines Berufes verbundenen Schwierigkeiten – 
worauf die Bundesregierung in ihrer Äußerung an anderer Stelle zutreffend hin-
weist – kann der Bundesregierung nicht gefolgt werden, wenn sie dem Bedenken 
hinsichtlich einer Ungleichbehandlung von Personen, die Kinderbetreuungsgeld 
bezogen haben und solchen, die in dieser Zeit arbeitslosenversicherungspflichti-
gen Beschäftigungen nachgegangen sind, damit entgegentritt, dass sie auf Unter-
schiede im Tatsächlichen und darauf hinweist, dass der Bezug von Kinder-
betreuungsgeld weder den Bezug von Arbeitslosengeld noch die Ausübung einer 
arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigung ausschließe. Ebenso wenig 
vermag der Einwand der arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung der in Prüfung 
gezogenen Regelung das Bedenken des Verfassungsgerichtshofes zu entkräften, 
weil der Bezug von Kinderbetreuungsgeld für die in Prüfung gezogene Regelung 
ja gerade nicht die Funktion hat, an die Stelle einer arbeitslosenversicherungs-
pflichtigen Tätigkeit zu treten. Zu der von der Bundesregierung befürchteten 
unbeschränkten Zusammenzählung arbeitslosenversicherungspflichtiger Zeiten 
für den Fall, dass "während eines Erwerbslebens mehrere Versicherungsfälle der 
Arbeitslosigkeit eintreten", kommt es im Fall des Zusammentreffens des Bezuges 
von Kinderbetreuungsgeld mit Zeiten der Arbeitslosigkeit schon deshalb nicht, 
weil die Zahl von Kindern auch und gerade von Frauen, die vor der Geburt von 
Kindern in einem arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis 
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waren, begrenzt ist. Abgesehen davon kann Kinderbetreuungsgeld jeweils nur 
zeitlich begrenzt bezogen werden. Diese Überlegungen verdeutlichen, dass die 
von der Bundesregierung ins Treffen geführte Befürchtung auf die im vorliegen-
den Regelungszusammenhang denkbaren Konstellationen nicht zutrifft. 

2.3. Den Bedenken des Verfassungsgerichtshofes in Bezug auf Zeiten, die der 
Arbeitslosenversicherung gleichgestellt sind, hält die Bundesregierung entgegen, 
dass Zeiten des Präsenz- und Zivildienstes für die Dauer des Bezuges von Arbeits-
losengeld deshalb berücksichtigt würden, weil es sich um bundesverfassungs-
gesetzliche Verpflichtungen handle. Dieser Einwand trifft das Bedenken des 
Verfassungsgerichtshofes nicht. 

Der Verfassungsgerichtshof geht mit der Bundesregierung davon aus, dass es – 
im Lichte der bundesverfassungsrechtlichen Verpflichtung – ein öffentliches 
Interesse an der Ableistung des Präsenz- bzw. Zivildienstes gibt. Der Verfas-
sungsgerichtshof hat aber ein öffentliches Interesse an der Betreuung von 
Kindern durch einen Elternteil in Zeiten, in denen Kinderbetreuungsgeld bezogen 
wird, angenommen, das zwar nicht ausdrücklich in der Bundesverfassung, wohl 
aber in § 15 Abs. 3 AlVG zum Ausdruck kommt. Dieser Annahme ist die Bundes-
regierung nicht entgegengetreten; auch der Gesetzgeber hat durch die Regelung 
in § 15 Abs. 3 Z 6 AlVG, wonach Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld 
bei der Beurteilung für das Vorliegen der Anwartschaft in Form der Verlängerung 
der für die Beurteilung maßgeblichen Rahmenfrist berücksichtigt werden, zum 
Ausdruck gebracht, dass ein öffentliches Interesse an der Betreuung von Kindern 
durch ihre Eltern besteht. 

2.4. Schließlich hegte der Verfassungsgerichtshof das Bedenken, dass die Rege-
lung über die Bezugsdauer zwar unterschiedslos für Männer und Frauen gelte, 
dass allerdings auch dem Anschein nach geschlechtsneutrale Vorschriften zu 
einer Diskriminierung führen könnten, wenn diese einen wesentlich höheren 
Anteil der Angehörigen eines Geschlechts benachteiligen (vgl. 
VfSlg. 13.558/1993). Auch dieses Bedenken ob einer mittelbaren Diskriminierung 
von Frauen gegenüber Männern wurde in der Äußerung der Bundesregierung 
nicht entkräftet, nämlich dass nachteilige arbeitslosenversicherungsrechtliche 
Folgen eines Kinderbetreuungsgeldbezuges nach § 18 AlVG überwiegend bei 
Frauen eintreten dürften, weil der ganz überwiegende Teil des Kinderbetreu-
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ungsgeldes von Frauen bezogen wird. Frauen, die bereits vor dem Bezug von 
Kinderbetreuungsgeld einen Anspruch auf 30-wöchigen Bezug von Arbeitslosen-
geld erworben haben, können diesen durch Zeiten der Kinderbetreuung verlie-
verlieren. 

Im Gesetzesprüfungsverfahren ist nichts hervorgekommen, was dieses Bedenken 
zerstreut hätte. 

3. Die Wortfolge "in den letzten fünf Jahren" in § 18 Abs. 1 und der § 18 Abs. 3 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. 609 idF BGBl. I 111/2010 
erweisen sich daher als verfassungswidrig. 

IV. Ergebnis 

1. Die Wortfolge "in den letzten fünf Jahren" in § 18 Abs. 1 und der § 18 Abs. 3 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. 609 idF BGBl. I 111/2010 
werden als verfassungswidrig aufgehoben. 

2. Die Bestimmung einer Frist für das Außerkrafttreten der aufgehobenen Geset-
zesstellen gründet sich auf Art. 140 Abs. 5 letzter Satz B-VG. 

3. Der Ausspruch, dass frühere gesetzliche Bestimmungen nicht wieder in Kraft 
treten, beruht auf Art. 140 Abs. 6 erster Satz B-VG. 

4. Die Verpflichtung des Bundeskanzlers zur unverzüglichen Kundmachung der 
Aufhebung und der damit im Zusammenhang stehenden weiteren Aussprüche 
erfließt aus Art. 140 Abs. 5 erster Satz B-VG und § 64 Abs. 2 VfGG iVm § 4 Abs. 1 
Z 4 BGBlG. 

5. Diese Entscheidung konnte gemäß § 19 Abs. 4 erster Satz VfGG ohne mündli-
che Verhandlung in nichtöffentlicher Sitzung getroffen werden. 

Wien, am 10. Dezember 2013 
Der Präsident: 
Dr. HOLZINGER 

 
Schriftführer: 
Mag. SCHÖN 
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